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Behandlungsmöglichkeiten und Versicherungsschutz 
für MCS- und CFS-Patienten bzw. -Patientinnen 


In Deutschland leiden zahlreiche Menschen unter Multipler-Chemi- 
kalien- Sensibilität (MCS), dem chronischen Müdigkeitssyndrom (chro- 
nic fatigue syndrome - CFS) und anderen umweltbedingten Krank- 
heiten. Zur Diagnose und Therapie dieser Erkrankungen sind besondere 
Erfordernisse notwendig. Nach Auskunft von Betroffenen und Fach- 
medizinern und -medizinerinnen ist die medizinische Versorgung für die 
Vielzahl der Patienten und Patientinnen in Deutschland indes unzurei- 
chend. Darüber hinaus ist auch die Übernahme der Behandlungskosten 
durch die Krankenversicherung ungenügend. 


Vorbemerkung 

Beim Chronischen Erschöpfungssyndrom (Chronic Fatigue Syn- 
drome/CFS) und bei der Multiplen-Chemikalien-Sensitivität 
(MCS) handelt es sich nicht um einheitliche Krankheiten im 
klassischen Sinne („eine Ursache, eine Wirkung"), sondern um 
Symptomenkomplexe, die kein geschlossenes Krankheitsbild 
darstellen. Auch die Ursachen sind für das CFS nicht einheitlich 
und zum Teil unklar. Die Beschreibung des MCS als eine vielfache 
Chemikalien-Überempfindlichkeit induziert zwar, daß chemische 
Substanzen die Ursache sein könnten. Die Auslöser der Störung 
und die Entstehung der Symptome sind jedoch nicht bekannt. Die 
besondere Problematik liegt in beiden Fällen darin, daß die Be- 
troffenen nicht nur unter den eigentlichen lang andauernden 
chronischen Zuständen und unter den begleitenden Beschwerden 
leiden, sondern zusätzlich ebenso wie die Behandelnden unsicher 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 
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sind hinsichtlich des richtigen Umgangs mit CFS und MGS. Es 
gibt keine etablierte, in ihrer Wirksamkeit anerkannte Therapie, 
weil keine einheitliche Ursache bekannt ist. Die Behandlung ein- 
zelner Symptome und immer wieder neue, zum Teil unkonven- 
tionelle Therapien mit ungewissem Ausgang stellen eine zusätz- 
hche Belastung für die Beteiligten dar. Aus der Anwendung nicht 
gesicherter Vorgehensweisen ergeben sich auch die oft beklag- 
ten Schwierigkeiten bei der Übernahme der Behandlungskosten 
durch die Leistungsträger. 

Mehrere Eingaben und Petitionen haben dazu geführt, daß im 
Oktober 1993 zur Beratung des Bundesministeriums für Gesund- 
heit eine unabhängige Experten-Arbeitsgruppe zum Themen- 
komplex des CFS berufen wurde. Die Arbeitsgruppe aus Vertre- 
tern unterschiedlicher Disziplinen der Medizin (Immunpathologie, 
Neurologie, Psychosomatik, Rheumatologie, Infektiologie und 
Epidemiologie) und der Vertreterin einer Selbsthilfegruppe hatte 
zur Aufgabe, den wissenschaftlichen Erkenntnisstand zum Kom- 
plex des CFS zusammenzutragen und auszuwerten. Durch die 
Arbeitsgruppe selbst oder in Verantwortung einzelner Mitglieder 
wurden Pubhkationen zum CFS und zu der Überschneidung mit 
der MCS veröffentlicht. Wissenschaftlich abgesicherte Aussagen 
über Ausbreitung und Häufung dieser vielschichtigen Sym- 
ptomatik sind jedoch nach wie vor nicht möglich. Auch die Fragen 
infektiöser, toxikologischer und/oder biologischer Ursachen von 
Risiken und für die Entstehung sowie über wirksame Therapie- 
methoden können bisher noch nicht befriedigend beantwortet 
werden. 


1. Wie sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Erkrankungen 
MCS und CFS medizinisch definiert, welche Krankheitsbilder fallen 
darunter und durch welche Faktoren werden die Krankheiten her- 
vorgerufen? 


Mit MCS wird ein Symptomenkomplex beschrieben, der unter- 
schiedliche Organsysteme betrifft und nicht auf eine medizinisch 
eindeutig definierte Krankheit zurückgeführt werden kann. Bis- 
her existieren keine allgemein akzeptierten Theorien über die zu- 
grundeliegenden Ursachen und Entstehungsmechanismen. Eine 
Expertengruppe des International Programme on Chemical Safety 
hat daher im Februar dieses Jahres vorgeschlagen, anstelle der 
Bezeichnung „MCS'\ die einen nicht bewiesenen ursächlichen 
Zusammenhang der Symptome mit der Einwirkung von Chemi- 
kalien ausdrückt, künftig den Begriff der „Idiopathischen um- 
weltbedingten Intoleranzen"' (lEI, engl, idiopathic environmental 
intolerances) zu verwenden. Dieser Begriff faßt eine Reihe erwor- 
bener gesundheitlicher Störungen mit unterschiedlichen, perio- 
disch wiederkehrenden Symptomen zusammen, die mit verschie- 
denartigen Umweltfaktoren in Zusammenhang gebracht werden 
und für die keine andere medizinische Erklärung vorhegt. 

Das CFS wird überwiegend definiert als eine gesteigerte geistige 
und körperliche Erschöpfbarkeit, die dauernd oder immer 
wiederkehrend mit einer auffälligen und vielfältigen Kombina- 
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tion unterschiedlichster weiterer Beschwerden und mindestens 
SOprozentiger Leistungsminderung einhergeht und typischer- 
weise zu einem bestimmbaren Zeitpunkt begonnen hat. Andere 
spezifische körperliche Erkrankungen müssen ausgeschlossen 
werden können. Das Beschwerdebild ist äußerst variantenreich, 
und das CFS kann typischerweise nur durch eine Ausschluß- 
diagnose eingekreist, aber bislang nicht absolut diagnostiziert 
werden. 


2. Wie viele MCS- und CFS-Erkrankte leben - nach Kenntnis der 
Bundesregierung - in der Bundesrepublik Deutschland? 

Wurde in den letzten Jahren eine Zunahme der Erkrankungen be- 
obachtet? 

Wie verteilen sich die Erkrankungen auf die verschiedenen Alters- 
gruppen und auf die Geschlechter? 

Wie stark beeinflußt MCS und CFS den Lebensalltag von Betroffe- 
nen? 


Erkenntnisse über die Häufigkeit der Diagnose MCS/IEI in der 
Bundesrepublik Deutschland liegen der Bundesregierung nicht 
vor, da in Deutschland keine allgemeine Morbiditätsstatistik 
geführt wird. Deshalb können auch Fragen zur regionalen und 
geschlechtsbezogenen Verteilung und zur Schwere der Krankheit 
nicht beantwortet werden. 

Gesicherte Erkenntnisse über die Zahl der CFS-Erkrankten liegen 
nicht vor. In den USA gibt es Schätzungen, nach denen von 
100000 Erwachsenen zwei bis sieben von CFS betroffen sind. Aus 
Berichten Betroffener ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
körperlichen, seelischen, familiären und sozialen Belastungen 
dieses chronischen Beschwerdebildes erheblich sein können. Sie 
ergeben sich neben den eigentlichen Beschwerden auch aus den 
Unsicherheiten bei der Diagnose und den uneinheitlichen Thera- 
pien, möglicherweise werden sie dadurch noch gesteigert. 


3. Können Palladium-, Pyrethroid- und Amalgamvergiftungen MCS 
und CFS nach Auffassung der Bundesregierung hervorrufen? 


Eine fundierte Beantwortung dieser Frage ist auf der Grundlage 
des vorliegenden Erkenntnisstandes nicht möglich; siehe auch 
Antwort zu Frage 1 . 


4. Welche Diagnose- und Therapiemöglichkeiten bestehen - nach 
dem Kenntnisstand der Bundesregierung - in der Bundesrepublik 
Deutschland für MCS und CFS? 

Welche werden hierbei ambulant, welche stationär vorgenommen? 

Von welchen medizinischen Fachrichtungen wird in der Regel das 
Krankheitsbild diagnostiziert, welche Fachrichtungen werden von 
den Betroffenen primär aufgesucht? 

Sind in den letzten Jahren neue Therapiekonzepte entwickelt wor- 
den und von wem werden diese angewandt? 
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Für MCS/IEI gibt es keine spezifischen Nachweis- oder qualitäts- 
kontrollierten Diagnoseverfahren. Einige verschiedentlich ange- 
wandte Verfahren haben möglicherweise keine echte Aussagekraft, 
beispielsweise immunologische Tests, Porphyrie tests, Neuronen- 
bildanalyse, Biomonitoring und Verfahren der Alternativmedizin. 
Kontrollierte klinische Studien über wirksame Behandlungsverfah- 
ren stehen noch aus. Wissenschaftlich fundierte, allgemein akzep- 
tierte Therapiekonzepte werden vermutüch nur auf der Grundlage 
eines besseren Verständnisses der Natur und der Ursachen der in 
Frage stehenden Symptome entwickelt und umgesetzt werden 
können. Wo und von wem bestimmte Verfahren der Diagnose und 
Therapie angeboten werden, ist der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 

Bezüglich CFS bestehen keine einheithchen Diagnosekriterien 
und Therapiemöglichkeiten. Die Diskussion um das CFS ist in der 
letzten Zeit angeregt und das Wissen darüber breiter geworden; es 
bestehen erste fachliche Empfehlungen. Dabei werden neue 
Therapien mit unterschiedlichen Erfolgen erprobt. Hierbei kom- 
men auch alternative Behandlungsmethoden zur Anwendung. 
Betroffene suchen in aller Regel zuerst den Allgemeinmediziner, 
im Laufe der Zeit aber auch Internisten, Neurologen, Psychiater, 
Immun- und Umweltmediziner und alternative Behandler auf. 
Therapien werden sowohl ambulant als auch stationär vorge- 
nommen. 


5. An welche Einrichtungen, Zentren, Krankenhäuser können sich - 
nach Kenntnis der Bundesregierung - betroffene Patienten und 
Patientinnen zur Diagnose und Therapie von MCS und CFS wen- 
den? 


Im Hinblick auf MCS wird auf die Antwort zu Frage 4 Bezug 
genommen. 

Im Hinblick auf CFS gilt: Grundsätzlich ist es geboten, mit dem 
behandelnden Arzt das geeignete Vorgehen zu erörtern. Dazu 
kann auch die Überweisung an andere Fachrichtungen gehören. 
Nach Kenntnis der Bundesregierung haben sich in den letzten 
Monaten zunehmend Institutionen der unterschiedlichen medi- 
zinischen Fachrichtungen verstärkt der interdisziplinären Dia- 
gnose und Behandlung CFS-Kranker angenommen. Die Selbst- 
hilfeorganisationen werden durch den intensiven Erfahrungsaus- 
tausch der Mitgheder über diese Aktivitäten informiert. 


6. Wie viele niedergelassene Ärzte und Ärztinnen sind auf die ge- 
nannten Erkrankungen spezialisiert, und wie verteilen sich diese 
auf das Bundesgebiet? 


Die Frage kann nicht konkret beantwortet werden. Der Bundes- 
regierung ist bekannt, daß in Deutschland mittlerweile etwa 1 000 
Ärzte die Zusatzbezeichnung „Umweltmedizin" erworben haben, 
jedoch hat sich auch eine nicht näher bekannte Anzahl anderer 
Ärzte mit dem Symptomenkomplex MCS/IEI näher befaßt. Auch 
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für CFS kann diese Frage nicht beantwortet werden, da Erhebun- 
gen dazu nicht durchgeführt werden. 


7. Wie viele stationäre Behandlungsplätze stehen den Betroffenen zur 
Diagnose und Therapie zur Verfügung, und um welche Kranken- 
häuser handelt es sich? 

Wie viele Patienten und Patientinnen bewerben sich jährüch nach 
Kenntnis der Bundesregierung um einen stationären Behandlungs- 
platz? 

Wie lange dauert in der Regel der stationäre Aufenthalt? 

Die Frage 7 kann nicht beantwortet werden, da Erhebungen dar- 
über nicht durchgeführt werden. 


8. Inwieweit sind nach Einschätzung der Bundesregierung diese am- 
bulanten und stationären Kapazitäten ausreichend zur Versorgung 
von MCS- und CFS-kranken Menschen? 

Wie hoch ist die Zahl der Patienten und Patientinnen, die keinen 
Krankenhausplatz bekommen? 

Wie hoch ist die durchschnittliche Wartezeit für eine ambulante und 
stationäre Versorgung? 


Dem Bundesministerium für Gesundheit liegen auf seine Anfrage 
nur Auskünfte aus Hessen vor. Drei Krankenhäuser in Hessen 
behandeln Patienten mit den genannten Symptomenkomplexen 
bzw. Krankheitsbildern und halten Bettenkapazitäten hierfür vor. 
Darüber hinaus ist bekannt, daß sich auch in anderen Bundes- 
ländern Behandlungseinrichtungen mit dem Problemfeld ausein- 
andersetzen. 


9. Welche spezifische Medikamenten Versorgung ist nach Kenntnis der 
Bundesregierung für MCS- und CFS-Patienten bzw. -Patientinnen 
erforderlich? 

Sind diese Medikamente im Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenkassen enthalten? 

Wenn nein, warum nicht? 

Da es sich bei den Beschwerdebildern um Symptomenkomplexe 
- also jeweils nicht um eine einheitliche Krankheit - handelt, gibt 
es nicht eine spezifische Pharmakotherapie, die zur Behandlung 
geeignet ist. Entsprechend den unterschiedlichen Symptomen 
muß individuell entschieden werden, ob eine Medikation sinnvoll 
ist oder ob andere therapeutische Maßnahmen eingesetzt werden 
sollen. Bei der Behandlung einzelner Aspekte der Symptomen- 
komplexe entstehen nicht die Abrechnungsprobleme zwischen 
Leistungsträgern und Leistungserbringern. Es gibt aber mitunter 
unterschiedliche Auffassungen darüber, welche Therapien ange- 
zeigt und sinnvoll sind. Hieraus entstehen die beklagten Finan- 
zierungskonflikte . 
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10. Haben nach Auffassung der Bundesregierung die Kosteneinspa- 
rungen im Gesundheitswesen und die Budgetierung im Kranken- 
hausbereich Auswirkungen auf die medizinische Versorgung von 
Patienten und Patientinnen mit MGS- und CFS -Erkrankungen? 


Nach Auffassung der Bundesregierung haben die Kosteneinspa- 
rungen im Gesundheitswesen und Budgetierungen im Kran- 
kenhausbereich keine Auswirkungen auf die medizinische Ver- 
sorgung von Patienten und Patientinnen mit MCS- und CFS- 
Symptomatik. 


11. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über das ambulante 
und stationäre Versorgungsangebot in anderen europäischen Län- 
dern für MCS- und CFS-kranke Menschen? 

Werden diese Angebote auch von deutschen Patienten und Patien- 
tinnen genutzt? 

Inwieweit überninunt die gesetzliche bzw. die private Krankenver- 
sicherung die Kosten für die Versorgung im Ausland? 


Zu den Teilfragen 1 und 2 liegen der Bundesregierung keine Er- 
kenntnisse vor. 

Die Kostenübernahme in der gesetzlichen Krankenversicherung 
für eine Behandlung im Ausland ist in § 18 SGB V geregelt. 
Danach kann die Krankenkasse die Kosten der erforderlichen 
Behandlung ganz oder teilweise übernehmen, wenn eine dem 
allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse 
entsprechende Behandlung einer Krankheit nur im Ausland mög- 
lich ist. In Hinsicht auf die Kostenübernahme durch private 
Krankenversicherungen für Behandlungen von an CFS und MCS 
leidenden Personen im Ausland liegen der Bundesregierung 
keine Erkenntnisse vor. 


12. Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen Fällen die Behand- 
lung von MCS- und CFS-Patienten bzw. -Patientinnen außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland durch die gesetzlichen Kranken- 
versichenmgen bezahlt wurde, und wie hoch sich die durch- 
schnittlichen Kosten belaufen? 

Wenn ja: Um welche Einrichtungen außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland handelt es sich dabei? 


Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 


13. Wie viele Umweltmediziner und -medizinerinnen im Rahmen der 
vertragsärztlichen Versorgung sind der Bundesregierung bekannt, 
und wie verteüen sich diese auf das Bundesgebiet? 


Nach Abschnitt II der Musterweiterbildungsordnung für Ärzte 
handelt es sich bei der Umweltmedizin um eine Zusatzbe- 
zeichnung, die gemäß den Musterrichtlinien zur Anerkennung 
von Zusatzbezeichnungen (vom 21. April 1995) neben folgen- 
den Fachgebietsbezeichnungen geführt werden kann: Allgemein- 
medizin, Arbeitsmedizin, Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Haut- 
und Geschlechtskrankheiten, Innere Medizin, Kinderheilkunde, 
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Öffentliches Gesundheitswesen. Der Bundesregierung ist be- 
kannt, daß diverse Krankenkassen spezifische Leistungen aus 
dem Bereich der Umweltmedizin auf der Grundlage von Rah- 
menverträgen erbringen. Es ist daher anzunehmen, daß Ärzte mit 
der Zusatzbezeichnung Umweltmedizin im Rahmen dieser Ver- 
einbarungen spezifische umweltmedizinische Leistungen erbrin- 
gen. 


14. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Kassenärztiichen 
Vereinigung, daß ein erweiterter Bedarf für die kassenärztliche Zu- 
lassung von Umweltmedizinem bzw. Umweltmedizinerinnen, 
Immunologen bzw. Immunologinnen und Toxikologen bzw. Toxi- 
kologinnen nicht bestehe? 

Auf welchen Zeithorizont bezieht sich diese Bedarfsprognose? 


Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, die eine 
Beurteilung des zusätzlichen Bedarfs für eine vertragsärztliche 
Zulassung von Ärzten, die sich schwerpunktmäßig mit der 
Thematik Umweltmedizin, Immunologie oder Toxikologie be- 
fassen, gestatten würde. Daher ist es der Bundesregierung auch 
nicht möglich, eine entsprechende Bedarfsprognose der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung (KBV) zu beurteilen. 


15. Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit das Krankheitsbild 
MGS und CFS im Rahmen des Schwerbehindertengesetzes als Be- 
hinderung anerkannt ist? 

Welche Erfahrungen bestehen mit der bisherigen Begutachtungs- 
praxis? 

Wie viele Personen sind als Schwerbehinderte anerkannt und wel- 
chen Behinderungsgrad haben die als Nicht-Schwerbehinderte be- 
gutachteten Personen zugesprochen bekommen? 

Wie sieht die Praxis in anderen europäischen Ländern und den USA 
aus? 


Bei Feststellungen nach dem Schwerbehindertengesetz kommt es 
nicht auf die Diagnosen und auch nicht auf die Ursachen von Ge- 
sundheitsstörungen an, sondern allein auf die Auswirkungen 
nicht nur vorübergehender Funktionsbeeinträchtigungen, die auf 
einem regelwidrigen körperlichen, geistigen oder seelischen Zu- 
stand beruhen. Diese Auswirkungen können bei Menschen mit 
MCS/IEI oder CFS sehr unterschiedlich sein. Allen gutacht- 
lichen Beurteilungen nach dem Schwerbehindertengesetz wer- 
den die vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
zum Zwecke einheitlicher Begutachtungen herausgegebenen 
„Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im sozialen 
Entschädigungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz“ 
(„Anhaltspunkte“) zugrunde gelegt. Diese Richtlinien enthalten 
zwar auch in der künftigen Neufassung nicht die Diagnosen 
MCS/IEI oder CFS, ermöglichen aber dennoch im Einzelfall eine 
sachgerechte Beurteilung der Auswirkungen dieser Gesund- 
heitsstörungen. Danach kann im Einzelfall auch die Feststel- 
lung einer Schwerbehinderung in Betracht kommen. Da es bei 
Feststellungen nach dem Schwerbehindertengesetz nicht auf 
das einer Behinderung zugrundeliegende Leiden ankommt, kann 
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nicht gesagt werden, wie viele Personen mit MCS/IEI bzw. CFS 
mit welchem Grad der Behinderung (GdB) nach diesem Gesetz als 
Behinderte anerkannt sind. Über die Begutachtungspraxis in an- 
deren Ländern, denen andere gesetzliche Bestimmungen zu- 
grunde liegen, ist hier nichts bekannt. 


16. Sieht die Bundesregierung einen Handlungsbedarf, eine bessere 
Versorgungsstruktur in der Bundesrepublik Deutschland zur Ver- 
fügung zu stellen? 

Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um 
die Versorgung der Patienten und Patientinnen innerhalb des Ver- 
tragssystems der gesetzlichen Krankenkassen sicherzustellen bzw. 
zu verbessern? 

Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, im Wege der Modera- 
tion bei den Bundesländern ein verstärktes Bewußtsein für die an- 
gesprochene Problematik zu schaffen und die Versorgung der 
Patienten und Patientinnen sicherzustellen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich das Gesund- 
heitssystem der Bundesrepublik Deutschland - auch im inter- 
nationalen Vergleich - auf einem qualitativ hohen Versorgungs- 
niveau befindet. Es wird insbesondere darauf hingewiesen, daß 
Personen, die an Symptomen des MCS/IEI- bzw. CFS-Syndroms 
leiden, eine Palette unterschiedlicher Versorgungsangebote von 
ambulanten Praxen über spezifische Ambulanzen an universi- 
tären Kliniken bis hin zu stationären Behandlungen an Kran- 
kenhäusern der Maximalversorgung wahrnehmen können. 

Die Kosten für medizinische Diagnostik und Therapie werden 
- soweit die erbrachten Leistungen medizinisch notwendig und 
erforderlich sind sowie wirtschaftlich erbracht werden (§ 12 
SGB V) - von den gesetzlichen Krankenkassen getragen. 

Im ambulanten Bereich wurde der Sicherstellungsauftrag den 
einzelnen Kassenärztlichen Vereinigungen übertragen; im statio- 
nären Sektor fällt es in die alleinige Länderkompetenz zu prüfen, 
ob weitere spezialisierte stationäre Versorgungsangebote für die 
o. g. Patientengruppen geschaffen werden müssen. 


17. Teilt die Bundesregiemng die Auffassung des Bundesversiche- 
rungsamtes (BVA), daß die im Breakspear-Hospital London prakti- 
zierten Behandlungsmethoden nicht dem allgemeinen Stand der 
medizinischen Kenntnis entsprechen? 

Wenn ja, welche Erkenntnisse liegen dieser Auffassung zugrunde? 


Das Bundesversicherungsamt (BVA) ist im Rahmen seiner auf- 
sichtsrechtlichen Prüfungen zur Leistungspflicht der Kranken- 
kassen bei Behandlungen im Breakspear-Hospital London zu dem 
Ergebnis gelangt,. daß die gesetzlichen Voraussetzungen für eine 
Kostenübernahme nicht erfüllt sind. Der von den Krankenkassen 
in verschiedenen Einzelfällen eingeschaltete Medizinische Dienst 
der Krankenversicherung hat die Notwendigkeit einer Behand- 
lung in der Breakspear-Klinik regelmäßig verneint, weil u. a. eine 
qualitativ gute Diagnostik und Behandlung in der Bundesrepublik 
Deutschland möglich sei. Die subjektive Einschätzung der jewei- 
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ligen Versicherten, in Deutschland keine Hilfe zu finden, wurde 
durchgängig nicht geteilt. Im übrigen hat sich der Deutsche 
Bundestag bereits in der Sitzung am 7. Dezember 1995 mit der 
Thematik befaßt (vgl. auch Beschlußempfehlung des Petitions- 
ausschusses Sammelübersicht 91, Drucksache 13/3235). Hierzu 
hat die Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister 
für Gesundheit der Vorsitzenden des Petitionsausschusses u. a. 
mitgeteilt, daß in den gesetzlichen Vorschriften des Krankenver- 
sicherungsrechts nur ein Rahmen vorgesehen ist, der von den Be- 
teiligten im einzelnen auszufüllen ist. Für die Frage der Einfüh- 
rung neuer Untersuchungs- und Behandlungsmethoden ist der 
Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen zuständig (vgl. 
§§ 91 ff. SGB V). Dieses Organ der gemeinsamen Selbstverwal- 
tung von Vertragsärzten und Krankenkassen hat die Behandlung 
im Breakspear-Hospital ebenfalls nicht befürwortet. 


18. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des BVA, daß die vom 
Fachkrankenhaus Nordfriesland angewandte Behandlungsmethode 
zur Behandlung von MCS und CFS, die der vom Breakspear-Hospital 
London entwickelte Behandlungsmethode folgt, dem Stand der me- 
dizinischen Wissenschaft entspricht? 

Wenn ja, wie erklärt die Bundesregierung die unterschiedliche Be- 
wertung des BVA und von Krankenkassen hinsichtlich der Aner- 
kennung von Leistungen im Rahmen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung bei der Breakspear- Klinik und dem Fachkrankenhaus 
Nordfriesland? 


Nach Mitteilung des BVA wurde mit dem Fachkrankenhaus 
Nordfriesland ein auf drei Jahre befristeter Versorgungsvertrag 
für sechs Betten geschlossen. Dieser Versorgungsvertrag läuft im 
Rahmen eines Modellprojekts der Universität Lübeck. Hierbei 
wird möglicherweise auch die Behandlung nach der in der 
Breakspear- Klinik entwickelten Methode erprobt. Allein der Um- 
stand, daß ein derartiges Modellprojekt durchgeführt wird, bietet 
noch keinen Nachweis, daß diese Behandlungsmethode dem all- 
gemein anerkannten Stand der medizinischen Wissenschaft ent- 
spricht. Ergebnisse des Modellversuchs liegen frühestens Mitte 
1998 vor. 


19. Welche Maßnahmen zur Vorsorge und Prävention bei MCS und CFS 
erachtet die Bundesregierung für notwendig, und wie sollen diese 
umgesetzt werden? 


Die Politik der Bundesregierung ist grundsätzlich auf den vor- 
beugenden Gesundheitsschutz ausgerichtet, was auch Anstren- 
gungen zur Verringerung möglicher Gesundheitsbelastungen des 
Menschen aus seiner Umwelt beinhaltet. Spezifische Maßnahmen 
zur Vorsorge und Prävention von MCS/IEI können nicht getroffen 
werden, solange keine gesicherten Erkenntnisse über die zu- 
grundeliegenden Ursachen vorliegen. 

Es gibt keine einheitliche und gesichert definierte Ursache für die 
Entstehung des CFS. Deswegen können auch über das Übliche 
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hinausgehend Vorsorge- und Präventionsempfehlungen nicht 
gegeben werden. 


20. Welche Forschungsarbeiten und -projekte sind der Bundesregie- 
rung bekannt, die sich mit MCS, CFS und anderen umweltbeding- 
ten Krankheiten beschäftigen? 

Welche Projekte wurden finanziell in welcher Höhe von der Bun- 
desregierung unterstützt, welche sind in Planung? 

Welchen zukünftigen Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung 
hierfür? 


Die Bundesregierung fördert z. Z. keine konkreten Projekte oder 
Arbeiten zur Erforschung von MCS/IEI. Das Umweltbundesamt 
wird jedoch in naher Zukunft ein Fachgespräch zur Diskussion 
und Koordinierung des vordringhchen Forschungsbedarfs auf 
diesem Gebiet führen. 

Bezüglich CFS hat das Bundesministerium für Gesundheit durch 
die Förderung einiger Studienanträge die wissenschaftliche Dis- 
kussion angeregt: So wurden in einer Studie die gentechnischen 
Marker zur Einschätzung des Risikos einer CFS-Erkrankung 
erforscht. Häufigkeit und Ausbreitung des CFS wurden in den 
Praxen niedergelassener Allgemeinmediziner erfragt; eine Er- 
hebung über Patienten mit CFS oder CFS-ähnlichen Syndromen 
wurde ebenfalls in Kinderkliniken durchgeführt. Eine Zwei-Cen- 
ter-Studie überprüfte die von der Arbeitsgruppe empfohlenen 
Klassifikationskriterien im klinischen Alltag auch im internatio- 
nalen Vergleich durch die labormäßige Aufbereitung von Unter- 
suchungsmaterial und die Auswertung von Dokumentations- 
bögen. Endgültige Studienergebnisse liegen noch nicht vor, 
Zwischenergebnisse wurden jedoch im Rahmen eines Status- 
Kolloquiums innerhalb der Experten-Arbeitsgruppe auch einer 
breiteren Fachöffentlichkeit vorgestellt. Die Förderhöhe beträgt 
ca. 250 TDM. Der zukünftige Handlungsbedarf wird nach Ab- 
schluß der Studien definiert werden. 


21. Sind der Bundesregierung die Ergebnisse des Workshops der Welt- 
gesundheitsorganisation, des Bundesamtes für gesundheitlichen 
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin sowie des Umweltbun- 
desamtes im Februar d. J. in Berlin bekannt, und wenn ja, wie be- 
wertet sie diese? 


Der angesprochene Workshop wurde mit finanzieller Unterstüt- 
zung des Bundesministeriums für Gesundheit vom International 
Programme on Chemical Safety veranstaltet, das von der Weltge- 
sundheitsorganisation, dem Umweltprogramm der Vereinten Na- 
tionen und der Internationalen Arbeits-Organisation gemeinsam 
getragen wird. Die Bundesregierung betrachtet die ihr vor- 
liegenden Schlußfolgerungen und Empfehlungen, die aus dieser 
Veranstaltung hervorge gangen sind, als Darstellung des z. Z. wis- 
senschaftlich konsensfähigen Erkenntnisstandes und sieht darin 
eine gute Grundlage für die weitere Diskussion dieses Problem- 
bereichs. 
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22. Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, daß sich Betroffene in 
Selbsthilfegruppen und Betroffenenverbänden zusammenschlie- 
ßen? 

Um welche Organisation handelt es sich, wie bewertet die Bundes- 
regierung deren Arbeit und werden diese Organisationen finanziell 
unterstützt? 


Der Bundesregierung liegt keine vollständige Übersicht über be- 
stehende Selbsthilfegruppen und Betroffenenverbände vor. Sie 
bewertet, in Anerkennung ihrer Verdienste um verschiedenste 
Bereiche des Gesundheitsschutzes, die Arbeit solcher Organisa- 
tionen grundsätzlich positiv. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es mehrere Selbsthilfe- 
gruppen für CFS-Betroffene gibt, die zum großen Teil auch über- 
regional Zusammenarbeiten. Diese Institutionen leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Aufklärung der vermeintlich und der tat- 
sächlich Betroffenen. Sie arbeiten überwiegend sachbezogen und 
machen die Experten in ihrer persönlichen Betroffenheit auf den 
Druck ihrer Probleme aufmerksam. Es ist jedoch notwendig, dar- 
auf zu achten, daß die Argumentation allzeit sachbezogen bleibt, 
wenn dem berechtigten Anliegen nicht Schaden zugefügt werden 
soll. Die Selbsthilfebewegung ist durch eine Person in der zuvor 
genannten Experten-Arbeitsgruppe CFS des Bundesministeriums 
für Gesundheit vertreten. Haushaltsmittel zur finanziellen Unter- 
stützung der CFS-Selbsthilfebewegung stehen nicht zur Ver- 
fügung. 


23. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, um die 
Anwendung von Palladium und Pyrethroiden zu regeln? 

Gibt es in der Europäischen Union Bestrebungen, dies zu tun, und 
wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Vorhaben? 


Palladium fällt in den Regelungsbereich der EG-Altstoffverord- 
nung. Da Palladium nicht zu den Stoffen mit einem Verkehrs- 
volumen in der Europäischen Union von mehr als 1 000 t pro Jahr 
zählt, wird der gemäß der EG -Altstoffverordnung von den Inver- 
kehrbringern von Palladium zu liefernde Grunddatensatz über 
dessen Stoffeigenschaften erst in den nächsten zwei Jahren zu 
liefern sein. Die Bundesregierung plant derzeit keine Regelungen 
der Anwendung von Palladium. Die Bundesregierung gewähr- 
leistet durch Rechtsvorschriften, daß der Einsatz von Schädlings- 
bekämpfungsmitteln im Innenraum restriktiv gehandhabt wird. 
Dazu gehört das Anbringen von Warnhinweisen auf den Gebin- 
den gemäß der Bedarfsgegenständeverordnung. 

Der gegenwärtig dem Rat der Europäischen Union zur Beratung 
vorliegende Vorschlag der EU-Kommission für eine Richtlinie des 
Rates über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten sieht für 
die Europäische Union ein einheitliches Zulassungsverfahren für 
Schädlingsbekämpfungsmittel vor. Ausgenommen sind Pflanzen- 
schutzmittel, für die ein derartiges Zulassungsverfahren bereits 
besteht. Die Grundlage, auf der hiernach Zulassungen erteilt, mit 
Auflagen versehen oder verweigert werden sollen, wird eine um- 
fassende Bewertung der Risiken sein, die von diesen Mitteln für 
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Mensch und Umwelt ausgehen können. Auswirkungen der An- 
wendung in Innenräumen auf den Menschen werden dabei ent- 
sprechend Berücksichtigung finden. Bis zum Inkrafttreten der 
Richthnie wird noch einige Zeit vergehen. Das Bundesministerium 
für Gesundheit hat daher einen Verordnungsentwurf erstellt, 
der u. a. zusätzliche Maßnahmen zum Schutze der Gesundheit 
hinsichtlich der Verwendung von pyrethroidhaltigen Schädlings- 
bekämpfungsmitteln vorsieht. Ferner sollen die einschlägigen 
Vorschriften zur Schädlingsbekämpfung der Gefahrstoffverord- 
nung, wie dies auch der Bundesrat in seiner Entschließung vom 
22. März 1996 (BR-Drucksache 26/96 - Beschluß) anläßlich der 
Beratung der Ersten Verordnung zur Änderung chemikalien- 
rechthcher Verordnungen gefordert hat, in diese Verordnung 
überführt werden. 
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